[bookmark: _Toc218171356]Lösungshinweis

Die Lösung des Auftrags hängt vom jeweils tatsächlichen Alter der Schülerinnen und Schüler zu 
Beginn des Kalenderjahres ab:

	Alter am 01.01.
	gesetzlicher Anspruch

	
	Werktage
	Resturlaub nach Abzug von 
17 Werktagen

	unter 16 Jahren
	30
	13

	unter 17 Jahren
	27
	10

	unter 18 Jahren
	25
	8

	ab 18 Jahren (BUrlG)
	24
	7




Dieser Lösungsvorschlag basiert auf einem ganzjährigen Urlaubsanspruch. Zur Differenzierung kann die Komplexität erhöht werden, indem in Anlage 1 ein späteres Eintrittsdatum sowie eine 
angepasste Anzahl bereits genommener Urlaubstage vorgegeben werden. Die Komplexität kann weiterhin erhöht werden, indem die Daten so gewählt werden, dass sich die Schülerinnen und Schüler noch in der Probezeit befinden.

Schülerinnen- und schülerabhängige Formulierung der E-Mail (unter Berücksichtigung formaler 
Anforderungen, wie z. B. Anrede und Grußformel), z. B.:

Sehr geehrter Herr Müller,

danke für Ihre E-Mail. Da ich zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht x Jahre alt war, beträgt mein gesetzlicher Urlaubsanspruch mindestens x Werktage. Davon habe ich bisher 17 Werktage genommen, sodass noch ein Anspruch von x Werktagen besteht. 

Bitte haben Sie Verständnis, dass die Maßnahme für mich nicht in Ordnung ist. Der Urlaubsanspruch laut Jugendarbeitsschutzgesetz [sofern SuS unter 18 Jahre alt, ansonsten Hinweis auf BUrlG notwendig] darf auch bei Personalmangel nicht verfallen.

Auch wenn Personal fehlt, benötige ich die Zeit zur Erholung. Bitte lassen Sie uns gemeinsam nach einer Lösung suchen, wann ich meinen restlichen Urlaub nehmen kann.

Mit freundlichen Grüßen

Name Schülerin bzw. Schüler


Es ist denkbar, dass Schülerinnen und Schüler in ihrer Antwort-E-Mail der Geschäftsleitung zustimmen und den Verfall des Resturlaubs akzeptieren. Auch wenn dies rechtlich unzulässig ist, spiegelt eine solche Antwort die reale Entscheidungssituation in den Ausbildungsbetrieben wider und bietet wertvolle Anknüpfungspunkte für eine Diskussion.



Anknüpfungspunkte:

· Abhängigkeitsverhältnis: Besonders im ersten Ausbildungsjahr und insbesondere während der Probezeit besteht bei Schülern oft die Sorge vor negativen Konsequenzen bei einem Widerspruch.

· Recht vs. Realität: Die Diskrepanz zwischen dem gesetzlichen Schutz und dem Wunsch, Loyalität gegenüber dem Ausbildungsbetrieb zu zeigen.

· Professionelle Kommunikation: Das Vorgehen der Schülerinnen und Schüler, gesetzliche Ansprüche sachlich und lösungsorientiert einzufordern, ohne das Ausbildungsverhältnis durch einen konfrontativen Ton zu belasten.

